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Entwurf
des Deutschen Journalisten-Verbandes e. V.
zu einem Landespressegesetz
1. Abschnitt
Rechtliche Stellung der Presse

§ 1
Freiheit der Presse

(1)
Die Presse ist frei. Sie ist ein Wesenselement des freiheitlichen und demokrati​schen Staates. Sie zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. Eine Zensur findet nicht statt.

(2)
Die Presse fördert durch ihre Veröffentlichungen den Anspruch der Staats​bürger, sich über die Angelegenheiten des Staates und der Gesellschaft sowie über die Fragen allgemeinen Interesses zu unterrichten und an deren Fort​entwicklung mitwirken zu können.
(3)
Die Freiheit der Presse unterliegt nur den Beschränkungen, die durch das Grundgesetz unmittelbar und in seinem Rahmen durch dieses Gesetz zugelassen sind. Eingriffe in die Pressefreiheit aufgrund einer polizeilichen Generalklausel sind unstatthaft.

(4)
Sondermaßnahmen jeder Art, die die Pressefreiheit beeinträchtigen, sind verboten.

(5)
Berufsorganisationen der Presse mit Zwangsmitgliedschaft und eine mit hoheitlicher Gewalt ausgestattete Standesgerichtsbarkeit der Presse sind unzulässig.

§ 2

Zulassungsfreiheit

(1)
Die Pressetätigkeit einschließlich der Errichtung eines Verlagsunternehmens oder eines sonstigen Betriebes der Presse bedarf keiner Zulassung.

§ 3
Öffentliche Aufgabe der Presse

(1) 
Die Presse erfüllt eine öffentliche Aufgabe insbesondere dadurch, dass sie Nachrichten beschafft und verbreitet, Stellung nimmt, Kritik übt, in anderer Weise an der Meinungsbildung mitwirkt oder der Bildung dient.

(2)
Die Presse hat in Erfüllung dieser Aufgabe die Pflicht zu wahrheitsgemäßer Berichterstattung. Sie hat insbesondere die Pflicht, alle Nachrichten vor ihrer Verbreitung mit der gebotenen Sorgfalt auf Inhalt, Wahrheit und Herkunft zu prüfen.
(3)
Im Rahmen ihrer Rechte und Pflichten nimmt die Presse in Angelegenheiten des öffentlichen Lebens berechtigte Interessen im Sinne des § 193 des Strafgesetzbu​ches wahr.

§ 4
Informationsrecht

(1)
Die Presse hat gegenüber Behörden ein Recht auf Auskunft. Die Auskunft darf nur verweigert werden, soweit aufgrund beamtenrechtlicher oder sonstiger gesetzlicher Vorschriften eine Verschwiegenheitspflicht besteht. Das Recht auf Auskunft kann nur gegenüber dem Behördenleiter und den von ihm Beauftragten geltend gemacht werden.

(2)
Allgemeine Anordnungen, die die Auskünfte an die Presse überhaupt, an diejenige einer bestimmten Richtung oder ein bestimmtes periodisches Druckwerk verbieten, sind unzulässig.

(3)
Der Verleger einer Zeitung oder Zeitschrift kann verlangen, dass ihm amtliche Bekanntmachungen nicht später und nicht unter anderen Bedingungen als seinen Mitbewerbern zugeleitet werden.

(4)
Wird eine Auskunft verweigert, so kann das zuständige Verwaltungsgericht auf Antrag des Verlegers oder eines verantwortlichen Redakteurs die Behörden durch einstweilige Anordnung zur Erteilung der Auskunft verpflichten, wenn dies zur Abwendung einer wesentlichen Beeinträchtigung des berechtigten Bedürfnisses der Allgemeinheit nach unverzüglicher und vollständiger Unterrichtung erforderlich erscheint und der Abschluss des Verfahrens zur Hauptsache deshalb nicht abgewartet werden kann.
§ 5
Zutrittsrecht zu öffentlichen Veranstaltungen

(1)
Zum Zwecke der Berichterstattung steht der Presse das Recht auf Zutritt zu
Veranstaltungen und Ereignissen, die öffentlich zugänglich sind, zu.

(2)
Anderweitige gesetzliche Bestimmungen, insbesondere solche des Versamm​lungsrechts, des Urheberrechts und des Persönlichkeitsschutzes bleiben unberührt.

§ 6
Impressum

(1)
Auf jedem im Geltungsbereich dieses Gesetzes erscheinenden Druckwerk müssen Name oder Firma und Anschrift des Verlegers und des Druckers oder Herstellers, beim Selbstverlag die des Verfassers oder Herausgebers genannt sein.

(2)
Auf periodischen Druckwerken sind ferner der Name und die Anschrift des verantwortlichen Redakteurs anzugeben. Sind mehrere Redakteure verantwort​lich, so muss das Impressum die in Satz 1 geforderten Angaben für jeden von ihnen enthalten. Hierbei ist kenntlich zu machen, für welchen Teil oder sachlichen Bereich des Druckwerkes jeder einzelne verantwortlich ist. Für den Anzeigenteil ist ein Verantwortlicher zu nennen; für diesen gelten die Vor​schriften über den verantwortlichen Redakteur entsprechend.

(3)
Zeitungen, Anschlusszeitungen und Kopfblätter, die regelmäßig ganze Seiten eines redaktionellen Teils fertig übernehmen, haben im Impressum auch den für den übernommenen Teil verantwortlichen Redakteur und den Verleger zu benennen. Neben- oder Unterausgaben einer Hauptzeitung, insbesondere Kopfzeitungen, Bezirks- oder Lokalausgaben, müssen im Impressum auch den Verleger der Hauptzeitung angeben.

(4)
Für die Aufnahme des Impressums sind der Drucker und der Verleger, für die Richtigkeit des Impressums ist der verantwortliche Redakteur - beim Selbstver​lag der Verfasser oder Herausgeber verantwortlich.
§ 7 

Persönliche Anforderungen an den verantwortlichen Redakteur

(1)
Als verantwortlicher Redakteur kann nicht tätig sein oder beschäftigt werden, wer

1.
seinen ständigen Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereiches des Grundgesetzes hat,

2. 
infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter, die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen oder das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, nicht besitzt,

3.
nicht oder nur beschränkt geschäftsfähig ist,

4.
nach § 1896 BGB aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behinderung einen vom Vormundschaftsgericht bestellten Betreuer hat oder wegen einer körperlichen Behinderung einen vom Vormundschaftsgericht bestellten Betreuer hat, weil er seinen Willen nicht kundtun kann,

5.
nicht unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden kann,

6.
nicht die erforderlichen Berufskenntnisse hat.

(2)
Berufskenntnisse sind bei Abschluss einer Ausbildung nach dem Tarifvertrag über das Redaktionsvolontariat an Tageszeitungen oder nach dem Tarifvertrag über das Redaktionsvolontariat an Zeitschriften gegeben. In anderen Fällen muss ein vergleichbarer Stand von Berufskenntnissen gegeben sein.

(3)
Die Vorschriften des Abs. 1 Nr. 3 gelten nicht für Druckwerke, die von Jugendlichen für Jugendliche, Nr. 2 nicht für Druckwerke, die von Strafgefan​genen für Strafgefangene herausgegeben werden.

§ 8
Offenlegungspflicht

 (1)
Auf periodischen Druckwerken, die mindestens einmal wöchentlich im Geltungsbereich dieses Gesetzes erscheinen, sind mindestens vierteljährlich und bei jeder Änderung der Besitz- oder Beteiligungsverhältnisse 

a)
die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse an dem Verlag, der das




Druckwerk verbreitet,


b)
die weiteren periodischen Druckwerke, die von dem Verlag oder von




dessen Inhabern oder Beteiligten verbreitet werden,


c)
die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse des Verlages oder dessen




Inhaber oder Beteiligte an Rundfunkunternehmen,

       d)           die Beteiligungen des Verlages oder der Verlagsinhaber oder -beteiligten an anderen verbundenen Unternehmen (§ 15 AktG) anzugeben.


Gehört mehr als ein Viertel der Anteile an dem Verlag einem anderen Unternehmen oder steht diesem mehr als ein Viertel der Stimmrechte zu oder ist ein anderes Unternehmen an dem Verlag als persönlich haftender Gesellschafter beteiligt (beteiligtes Unternehmen), so sind über dieses Unternehmen die gleichen Angaben zu machen wie sie nach Satz 1) a) bis c) für den Verlag vorgeschrieben sind. Bei Treuhandverhältnissen ist der Treugeber zu nennen.

(2) 
Wird ein Verlag in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien betrieben, so sind auch die Mitglieder des Vorstandes oder die persönlich haftenden Gesellschafter sowie er Vorsitzende des Aufsichtsrats anzugeben; der Vorsitzende des Vorstandes ist als solcher zu bezeichnen. Bei einem Verlag in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung sind auch die Geschäftsführer und, falls ein Aufsichtsrat bestellt ist, dessen Vorsitzender anzugeben; die gleichen Angaben über die Gesellschaft mit beschränkter Haftung sind zu machen, wenn eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung persönlich haftender Gesellschafter an einem Verlag ist, der in der Rechtsform einer Kommanditgesellschaft betrieben wird.

(3) 
Auf periodischen Druckwerken, die nicht mindestens einmal wöchentlich erscheinen, sind die Angaben nach den Absätzen 1) und 2) in der ersten Ausgabe jedes Kalenderjahres oder bei einer Änderung der Besitz- und Beteiligungsverhältnisse in der nächstliegenden Ausgabe zu machen.

(4)
Der Offenlegungspflicht unterliegen nicht periodische Druckwerke, die im Selbstverlag durch


a)     juristische Personen des öffentlichen Rechts,


b)     Kirchen, Religionsgesellschaften oder Weltanschauungsgemeinschaften,


c)     Vereinigungen für ihre Mitglieder,


d)     Firmen für ihre Beschäftigten



      verbreitet werden. Satz 1 gilt für Schülerzeitungen entsprechend.
(5)
Wer an einem in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft oder einer Kom​manditgesellschaft auf Aktien betriebenen Verlag mehr als ein Viertel der Anteile oder Stimmrechte verfügt oder erwirbt, hat dies dem Verlag unver​züglich mitzuteilen. Dabei ist die Höhe der Anteile und der Stimmrechte anzugeben. Jede Veränderung der Beteiligung ist dem Verlag unverzüglich mitzuteilen. Inhaber und Beteiligte haben dem Verlag die zur Erfüllung seiner Offenlegungspflichten nach Abs. 1) b) und c), beteiligte Unternehmen haben dem Verlag die zur Erfüllung einer Offenlegungspflichten nach Absatz 1) Satz 2 und 3 erforderlichen Mitteilungen zu machen. Wer an einem beteiligten Unternehmen, das in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft oder Kom​manditgesellschaft auf Aktien betrieben wird, mehr als ein Viertel der Anteile oder der Stimmrechte innehat oder erwirbt, hat dies dem beteiligten Unter​nehmen gleichfalls unverzüglich mitzuteilen.

(6)
Die Angaben nach den Absätzen 1) und 3) sind mit den Angaben nach § 7 zu verbinden.

(7)
Bei den Angaben nach § 8 Absätze 1) bis 3) sowie 5) und 6) sind zu bezeich​nen:


a)
bei Einzelfirmen: der Inhaber;


b)
bei offenen Handelsgesellschaften und Gesellschaften des bürgerlichen Rechts: jeder Gesellschafter;


c) 
bei Kommanditgesellschaften: die persönlich haftenden Gesellschafter sowie die Kommanditisten mit einer Kapitalbeteiligung von mehr als einem Viertel unter Angabe der Höhe der Beteiligung; die persönlich haftenden Gesellschafter sind als solche zu kennzeichnen;


d) 
bei Aktiengesellschaften: Aktionäre, denen mehr als ein Viertel der Anteile gehört oder denen mehr als ein Viertel der Stimmrechte zusteht unter Angabe der Höhe des Anteils und ihrer Stimmrechte;


e) 
bei Kommanditgesellschaften auf Aktien: die persönlich haftenden Gesellschafter sowie Aktionäre, die mehr als ein Viertel der Anteile oder mehr als ein Viertel der Stimmrechte besitzen, unter Angabe der Höhe ihres Anteils und ihrer Stimmrechte;


f) 
bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung: Gesellschafter mit einem Anteil von mehr als einem Viertel des Stammkapitals oder mehr als einem Viertel der Stimmrechte unter Angabe der Höhe ihres Anteils und ihrer Stimmrechte;


g)
bei Genossenschaften: die Mitglieder des Vorstandes und der Vorsitzende des Aufsichtsrates.

(8)
Außerdem sind stille Beteiligungen unter genauer Bezeichnung der stillen Gesellschafter dann aufzuführen, wenn der Gesellschaftsvertrag dem stillen Gesellschafter Geschäftsführungsbefugnisse oder erweiterte Kontrollrechte einräumt.

(9)
Bei natürlichen Personen sind mindestens der Familienname mit einem ausgeschriebenen Vornamen sowie der Wohnort anzugeben.
 (10) Für die Berechnung von Anteilen und Stimmzetteln im Sinne dieses Gesetzes sind die §§ 16 AktG Abs. 2 bis 4 und 20 Abs. 2 des Aktiengesetzes sinngemäß anzuwenden.

§ 9
Kennzeichnung entgeltlicher Veröffentlichungen

(1) 
Hat der Verleger eines periodischen Druckwerkes für eine Veröffentlichung ein Entgelt erhalten, gefordert oder sich versprechen lassen, so hat er diese Veröffentlichung deutlich mit dem Wort "Anzeige" zu bezeichnen. Eine anderweitige Kennzeichnung des entgeltlichen Beitrages ist unzulässig.

(2) 
Periodische Druckwerke, deren Zweckbestimmung nach Aufmachung und Ausgestaltung ausschließlich oder überwiegend in der Verbreitung von Anzeigen liegt (Anzeigenblätter), sind auf der Titelseite deutlich erkennbar als Anzeigen​blätter zu bezeichnen.

(3) 
Absprachen über die inhaltliche Gestaltung des redaktionellen Teils eines periodischen Druckwerkes oder sonstige Einflussnahmen des Inserenten auf den redaktionellen Inhalt des periodischen Druckwerkes in Verbindung mit der Veröffentlichung einer Anzeige sind unzulässig.

§ 10
Gegendarstellung

(1) 
Wird eine Person oder Stelle durch eine in einem periodischen Druckwerk aufgestellte Tatsachenbehauptung betroffen, so steht ihr ein Anspruch auf Gegendarstellung zu. Gegendarstellungsfähig ist auch eine Anzeige, soweit sie nicht ausschließlich dem geschäftlichen Verkehr dient. Die Verpflichtung erstreckt sich auf alle Nebenausgaben des Druckwerkes, in denen die gegendar​stellungsfähige Behauptung erschienen ist.

(2)
Die Pflicht zum Abdruck einer Gegendarstellung besteht nicht, wenn


1.
die betroffene Person oder Stelle kein berechtigtes Interesse an der Veröffentlichung nachweisen kann,


2.      die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht angemessen ist oder

    3.       es sich um eine Anzeige handelt, die ausschließlich dem geschäftlichen          Verkehr dient.


Überschreitet die Gegendarstellung nicht den Umfang des beanstandeten Textes, so gilt sie als angemessen. Die Gegendarstellung muss sich auf tatsächliche An-gaben beschränken und darf keinen strafbaren Inhalt haben. Sie bedarf der Schriftform und muss von dem Betroffenen unterzeichnet sein. Der Betroffene kann den Abdruck nur verlangen, wenn die Gegendarstellung unverzüglich, spätestens 3 Monate nach der Veröffentlichung, dem verantwortlichen Redakteur oder dem Verleger zugeht.

(3) 
Die Gegendarstellung muss in der nach Empfang der Einsendung nächst​folgenden, für den Druck nicht abgeschlossenen Nummer, in dem gleichen Teil des Druckwerkes und mit gleichwertiger Platzierung, gleicher Schriftgröße und Auszeichnung wie der beanstandete Text ohne Einschaltungen und Weglassun​gen abgedruckt werden. Die Gegendarstellung darf nicht in Form eines Leserbriefes erscheinen. Der Abdruck ist kostenfrei, es sei denn, dass es sich um eine Gegendarstellung zu einer im Anzeigenteil verbreiteten Tatsachenbehaup​tung handelt. Wer sich zu der Gegendarstellung in derselben Nummer äußert, muss sich auf tatsächliche Angaben beschränken. Druckt ein presseredaktionelles Hilfsunternehmen, eine Zeitung oder Zeitschrift eine Gegendarstellung ab, so hat die Gegendarstellung gleichfalls unverzüglich zu veröffentlichen, wer die behaupteten Tatsachen übernommen hatte.

(4) 
Für die Durchsetzung des vergeblich geltend gemachten Gegendarstellungs​anspruches ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Auf Antrag des Betroffenen kann das Gericht anordnen, dass der verantwortliche Redakteur und der Verleger eine Gegendarstellung in der Form des Absatzes 3 veröffentlichen. Auf dieses Verfahren sind die Vorschriften der Zivilprozessordnung über das Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung entsprechend anzuwenden. Eine Gefährdung des Anspruchs braucht nicht glaubhaft gemacht zu werden. Ein Hauptverfahren findet nicht statt.

(5) 
Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für wahrheitsgetreue Berichte über öffentliche Sitzungen der gesetzgebenden oder beschließenden Organe der Europäischen Gemeinschaft, des Bundes, der Länder und der Gemeinden (Gemeindeverbände) sowie der Gerichte.

§ 11
Anbietungsverpflichtung der Verleger und Drucker

(1) 
Von jedem Druckwerk, das im Geltungsbereich dieses Gesetzes verlegt wird, hat der Verleger den vom Minister für Bildung und Kultur bezeichneten Stellen ein Stück anzubieten und auf Verlangen abzuliefern (Pflichtexemplar). Er kann bei Anlieferung eine Entschädigung in Höhe seiner Selbstkosten fordern.
 (2)
Absatz 1 gilt entsprechend für den Drucker, wenn das Druckwerk keinen Verleger hat oder außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes verlegt wird.
(3)
Verleger und Drucker periodischer Druckwerke genügen ihrer Verpflichtung nach den Absätzen 1 und 2, wenn sie das von ihnen verlegte oder gedruckte periodische Druckwerk beim erstmaligen Erscheinen und am Beginn jedes Kalenderjahres zum laufenden Bezug anbieten.

(4) 
Die zur Ausführung der Absätze 1 und 2 erforderlichen Rechts- und Ver​waltungsvorschriften erlässt das Kultusministerium im Einvernehmen mit dem Minister des Innern.

II. Abschnitt

Innere Pressefreiheit

§ 12
Träger der Pressefreiheit

(1)
Träger der Pressefreiheit sind die Inhaber von Unternehmen der Presse (Verleger) und die für solche Unternehmen tätigen Journalisten.
(2)
Die Aufgabenabgrenzung zwischen Verleger und Redakteuren periodischer Druckwerke bestimmt sich nach den Vorschriften dieses Abschnittes.

§ 13
Zusammenarbeit zwischen Verleger und Redakteur

Die Zusammenarbeit von Verleger und Redakteuren ist bestimmt durch die öffentliche Aufgabe der Presse. Zur Sicherung der Zusammenarbeit werden bei periodischen Druckwerken folgende Organe gebildet:

1. Vollversammlung der Redakteure

2. Redakteursvertretung

3. Paritätischer Ausschuss
Die Vollversammlung der Redakteure und die Redakteursvertretung arbeiten mit dem Betriebsrat, der Chefredaktion und dem Verleger vertrauensvoll zusammen.

§ 14
Redaktionsvereinbarungen

(1) 
Der Verleger und die Redakteursvertretung können durch Vereinbarung den für das periodische Druckwerk Tätigen Rechte einräumen, die über die Bestimmun​gen der §§ 15 - 24 hinausgehen. Die Vereinbarungen bedürfen der Schriftform. Sie können, soweit nicht anders vereinbart ist, mit einer Frist von drei Monaten


gekündigt werden.

(2) 
In Form einer Vereinbarung nach Abs. 1 sollen insbesondere die Regeln der Zusammenarbeit zwischen Verleger, Chefredakteur und Organen der Redaktion (Redaktionsordnung) festgelegt werden.
 (3) 
Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung geregelt sind oder üblicherweise geregelt werden, können nicht Gegenstand einer Vereinbarung nach Abs. 1 sein.

§ 15

Vollversammlung der Redakteure

(1) 
Die Vollversammlung der Redakteure ist mindestens zweimal im Jahr durch die Redakteursvertretung einzuberufen. Außerdem ist die Vollversammlung einzuberufen, wenn dies von wenigstens 1/3 der Redakteure, vom Chefredakteur oder dem Verleger verlangt wird. Die Vollversammlung tritt erstmals binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zusammen.

(2) 
Die Vollversammlung wird vom Vorsitzenden der Redakteursvertretung geleitet. Sie beschließt mit einfacher Mehrheit. An der Vollversammlung können freie Journalisten, die an der redaktionellen Gestaltung des Druckwerks ständig mitwirken, beratend teilnehmen.

§ 16
Redakteursvertretung

(1) 
Die für ein periodisches Druckwerk tätigen Redakteure wählen die Mitglieder der Redakteursvertretung in geheimer Wahl mit relativer Mehrheit, und zwar jeweils für die Dauer der Wahlperiode des Betriebsrates. Die bei der Wahl nicht zum Zuge gekommenen Bewerber sind in der Reihenfolge der auf sie entfallen​den Stimmen Ersatzmitglieder. Wählbar sind Redakteure und Volontäre, die der Redaktion mindestens ein Jahr angehören. Wahlberechtigt sind alle Redakteure und Volontäre. Nicht wählbar und nicht wahlberechtigt sind Redakteure, die Arbeitgeberfunktionen ausüben.

(2) 
Die Redakteursvertretung besteht in Redaktionen mit 6 bis 20 Redakteuren aus 3, in Redaktionen mit 21 bis 50 Redakteuren aus 5 gewählten Mitgliedern und jeweils einem weiteren, vom Betriebsrat entsandten Mitglied mit beratender Stimme. In Redaktionen mit mehr als 50 Redakteuren besteht die Redakteurs​vertretung aus 7 gewählten Mitgliedern und 2 weiteren, vom Betriebsrat entsandten Mitgliedern mit beratender Stimme.

 (3) 
Die Redakteursvertretung beschließt mit einfacher Mehrheit. Sie wählt aus ihrer Mitte den Vorsitzenden. Dieser führt die Geschäfte der Redakteursvertretung, beruft ihre Sitzungen ein und leitet sie. Die Redakteursvertretung beschließt die Tagesordnung für die Vollversammlung der Redakteure.

(4) 
Das Verfahren zur Wahl der Redakteursvertretung regelt eine Wahlordnung, die von der Vollversammlung zu beschließen ist. Die erste nach diesem Gesetz zu bildende Redakteursvertretung wird auf der nach § 14 Abs. 2 zusammen​tretenden Vollversammlung gewählt, und zwar aufgrund von Vorschlägen aus der Mitte der Versammlung, im übrigen nach den in Absatz 1 festgelegten Regeln.

(5) 
Eine Maßnahme, die der Beteiligung der Redakteursvertretung nach den Vorschriften dieses Abschnitts bedarf, ist ohne die erfolgte Beteiligung unwirksam.

§ 17
Paritätischer Ausschuss
(1)
Der paritätische Ausschuss wird zur Entscheidung von Fragen tätig, die ihm durch dieses Gesetz oder durch Redaktionsvereinbarung (§ 14) zugewiesen sind.

(2)
Er tritt auf Antrag des Verlegers oder der Redakteursvertretung innerhalb von 14 Tagen zusammen.

(3)
Der paritätische Ausschuss besteht aus


a)
drei Mitgliedern, die von der Redakteursvertretung - in Fällen des § 16 Abs. 4 von der Vollversammlung - bestimmt werden,


b)           drei Mitgliedern, die vom Verleger benannt werden,


c) 
einem neutralen Vorsitzenden, auf dessen Person sich Verleger und Redakteursvertretung einigen müssen; kommt eine Einigung innerhalb von vier Wochen nach Einberufung des paritätischen Ausschusses nicht zustande, so wird der Vorsitzende auf Antrag einer der beiden Seiten vorn Präsidenten des örtlich zuständigen Landesarbeitsgerichts berufen.

§ 18
Grundsätze der publizistischen Haltung

(1)
Der Verleger legt die Grundsätze für die allgemeine publizistische Haltung des periodischen Druckwerks schriftlich fest.

(2) 
Diese Grundsätze sollen insbesondere die maßgebenden publizistischen Ziele des Druckwerks sowie seine allgemeine Einstellung zu politischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Fragen wiedergeben.

(3)
Die Grundsätze sind Bestandteil der Arbeits-, Dienst- oder Werkverträge.

§ 19
Änderung der Grundsätze der publizistischen Haltung

(1) 
Eine Änderung der Grundsätze für die allgemeine publizistische Haltung des periodischen Druckwerks bedarf der vorherigen Zustimmung der nach § 16 zu bildenden Redakteursvertretung. Eine Zustimmung der Redakteursvertretung zur Änderung der Grundsätze schließt die Rechte einzelner Redakteure nach diesem Gesetz und einem Tarifvertrag nicht aus.

(2) 
Stimmt die Redakteursvertretung der Änderung nicht zu, so kann der Verleger den paritätischen Ausschuss gem. § 17 einberufen, der innerhalb eines Monats zusammentreten soll. Der Ausschuss entscheidet verbindlich.

(3)
Die Änderung der Grundsätze wird mit der Zustimmung der Redakteursver​tretung oder mit der Entscheidung des paritätischen Ausschusses wirksam.

(4) 
Nachdem die Änderung wirksam geworden ist, hat der Verleger unverzüglich den Redakteuren die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses auf der Grundlage der geänderten allgemeinen publizistischen Haltung anzubieten. Der Redakteur hat innerhalb eines Monats zu erklären, ob er zur Fortsetzung des Vertrags​verhältnisses unter den geänderten Bedingungen bereit ist. Verweigert ein Redakteur die Zustimmung zur Fortsetzung des Vertragsverhältnisses oder gibt er keinerlei Erklärung ab, so endet das bisherige Vertragsverhältnis mit Ablauf der Monatsfrist. In diesem Fall hat der Redakteur Anspruch auf Fortzahlung seiner vertraglichen Bezüge vom Ende der Monatsfrist nach Satz 2 an bis zum Ablauf von sechs Monaten über die für das bisherige Vertragsverhältnis geltende Kündigungsfrist hinaus, mindestens jedoch für 12 Monate.

§ 20
Pflichten und Rechte des Redakteurs

(1) 
Der Redakteur ist im Rahmen der allgemeinen publizistischen Grundsätze und der ihm aufgrund der Redaktion-Organisation zugewiesenen Aufgaben frei bei der inhaltlichen Gestaltung des Textteils im einzelnen.

(2) 
Der Redakteur hat das Recht und die Pflicht, seine publizistischen Aufgaben nach bestem Wissen und Gewissen und unbeeinflusst von privaten Interessen und sachfremden Beweggründen wahrzunehmen.

(3)
Einzelweisungen des Verlegers an Redakteure sind unzulässig.

(4) 
Kein Redakteur darf gezwungen werden, eine Veröffentlichung vorzunehmen oder zu unterlassen, wenn seine journalistische Verantwortung dem entgegen​steht. Er darf insbesondere nicht gezwungen werden

· in vom ihm verfassten Beiträgen Meinungen zu äußern, die seiner 


Überzeugung widersprechen,


-

Meinungen anderer als die seinen zu bezeichnen,


-
Meinungsäußerungen Dritter, die nicht als solche erkennbar sind, zu verantworten,


-
seiner Information widersprechende Sachangaben als richtig zu bezeich​nen oder


-
Sachangaben zu unterdrücken, deren Veröffentlichung zur umfassenden und wahrheitsgetreuen Berichterstattung gehört.


Aus seiner Haltung darf ihm kein Nachteil entstehen.


Die Verpflichtung, im Rahmen der allgemeinen publizistischen Grundhaltung unterschiedliche Auffassungen darzustellen, und die Informationspflicht gegenüber der Öffentlichkeit bleiben unberührt.

(5)
Die Verpflichtung zur Erfüllung des Vertrages wird von Abs. 4 nicht berührt.

(6) 
Die journalistische und redaktionelle Arbeit darf durch elektronische Redaktions​systeme nicht beeinträchtigt werden. Die Wahrung des Redaktionsgeheimnisses muss sichergestellt werden. Der Verleger hat Vorkehrungen zu treffen, um berechtigten Interessen der Redakteure nach Aufbewahrung eigener Texte in geeigneter Weise zu entsprechen.

 (7) 
Durch Montage oder sonstige Manipulation originaler Fotografien im elek​tronischen Redaktionssystem entstandene Bilder sind als solche bei ihrer Veröffentlichung zu bezeichnen.

(8)
Elektronische Redaktionssysteme dürfen nicht als Hilfsmittel zur individuellen Leistungsbeurteilung von Redakteuren eingesetzt werden.

(9)
Redaktioneller Text von dritter Seite darf nicht unter Umgehung der Redakteure veröffentlicht werden und ist bei Veröffentlichung als solcher zu kennzeichnen.

(10) Besteht die Besorgnis, dass eine beabsichtigte Veröffentlichung unzumutbare Folgen für das periodische Druckwerk oder dessen Verleger haben kann, so haben der zuständige Ressortleiter, der Chefredakteur und der Verleger nach Möglichkeit unter Hinzuziehung des Verfassers Einvernehmen darüber anzustreben, ob die Veröffentlichung erfolgen oder unterbleiben soll. Bei der Abwägung, ob das Risiko der Veröffentlichung einzugehen ist, hat die öffentliche Aufgabe der Presse den Vorrang. Als unzumutbar gelten ins​besondere Veröffentlichungen, die den Tatbestand einer strafbaren Handlung erfüllen oder zum Schadenersatz verpflichten. Die zivilrechtliche Haftung des Verlegers bleibt unberührt.

§ 21
Berufung und Abberufung des Chefredakteurs


Der Chefredakteur kann vom Verleger nicht berufen oder abberufen werden, wenn die Redakteursversammlung mit der Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder widerspricht.

§ 22
Personelle Veränderung in der Redaktion

(1)
Die Berufung, Versetzung und Abberufung von Chefs vom Dienst oder Ressortleitern ist nur im Einvernehmen mit der Redakteursvertretung möglich.

(2) 
Die Einstellung oder Entlassung (auch in der Probezeit) eines Redakteurs oder seine Versetzung in ein anderes Ressort erfolgt - unbeschadet der Rechte des Betriebsrates - nur im Einvernehmen mit der Redakteursvertretung. Vor der Maßnahme sind die zuständigen Ressortleiter zu hören.
(3)
Kommt es nicht zur Einigung, kann der Verleger den paritätischen Ausschuss einberufen, der innerhalb von 14 Tagen zusammentreten soll. Der Ausschuss entscheidet verbindlich.

(4)
Der Ausschuss muss seine Stellungnahme schriftlich begründen und dem Betroffenen zur Kenntnis geben.

§ 23
Sonstige Beteiligungsrechte

(1)
Die Festlegung oder Änderung von Ressortkonzeptionen, Ressortetats und Stellenplänen für die Redaktion bedürfen der Einwilligung der Redakteursver​tretung. Für das Verfahren gilt § 19 Abs. 1 bis 3 entsprechend.

(2)
Der Verleger hat die Redakteursvertretung rechtzeitig und umfassend über die wirtschaftlichen Angelegenheiten des Unternehmens unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrichten, soweit sie die öffentliche Aufgabe der Presse im allgemeinen und die Lage des Druckwerks im besonderen wesentlich berühren können, sowie die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die Redaktion darzustellen. Die Unterrichtung nach Satz 1 muss mindestens einmal im Vierteljahr erfolgen.

(3)
Vor Änderung der Unternehmensform, der Eigentums- und Beteiligungsverhält​nisse ist die Redakteursvertretung rechtzeitig zu unterrichten und anzuhören. Den Redakteuren und übrigen Arbeitnehmern eines Pressebetriebes steht bei entgeltlicher Veräußerung des Verlages der Zeitung oder von Anteilen am Verlag ein Vorkaufsrecht zu. Das Zusammenwirken mit anderen Verlagen zur gemeinsamen Herstellung redaktioneller Teile oder der Fremdbezug redaktionel​ler Teile bedarf der Einwilligung der Redakteursvertretung. § 19 Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend.

§ 24
Grenzen der Beteiligungsrechte
(1) 
Die in diesem Abschnitt oder aufgrund dieses Abschnittes gewährten Beteili​gungsrechte können nur zur Erfüllung der Aufgaben der Presse (§ 3) und zur Wahrung der Pressefreiheit der für das periodische Druckwerk Tätigen wahrgenommen werden.

 (2) 
Die nach dem Betriebsverfassungsgesetz bestehenden Rechte der Belegschaft, ihrer Organe und einzelner Arbeitnehmer werden durch die Vorschriften dieses Abschnittes nicht berührt.

§ 25
Schutzbestimmungen

(1) 
Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen, dürfen darin nicht behindert und wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt und nicht begünstigt werden; dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung.

(2) 
§ 15 des Kündigungsschutzgesetzes in der jeweils gültigen Fassung findet hinsichtlich der gewählten Mitglieder der Redakteursvertretung entsprechend Anwendung.

§ 26
Geheimhaltungspflicht

Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen oder wahrgenommen haben, haben über die ihnen dabei bekannt gewordenen Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die vom Verleger ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeichnet worden sind, Stillschweigen zu bewahren. Die Verpflichtung gilt nicht gegenüber Mitgliedern der Redakteursvertretung, des paritätischen Ausschusses und des Betriebsrates.

§ 27
Delegation, Kollegium

(1)
Hat der Verleger seine Rechte auf einen Herausgeber oder anderweitig dele- giert, so finden die Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemäß Anwendung.
(2) 
Wird eine Zeitung, eine Zeitschrift, ein redaktionelles Hilfsunternehmen oder ein einzelnes Ressort von einem Kollegium geleitet, so tritt an die Stelle des Chefredakteurs oder des Ressortleiters das Kollegium.

§ 28
Interessenkollision

(1)
Ein Verleger oder Herausgeber kann nicht gleichzeitig die Funktionen des Chefredakteurs wahrnehmen.

(2) 
Ist der Chefredakteur finanziell an dem Verlagsunternehmen oder dem redaktionellen Hilfsunternehmen beteiligt, so ist ein Stellvertreter zu bestellen, der die Aufgaben des Chefredakteurs im Rahmen dieses Gesetzes wahrnimmt. Die sonstigen Befugnisse des Chefredakteurs bleiben unberührt.
III. Abschnitt

Ergänzende Bestimmungen, Schlussbestimmungen

§ 29
Begriffsbestimmungen

Den Vorschriften dieses Gesetzes liegen folgende Begriffsbestimmungen zugrunde:
(1)
Periodische Druckwerke im Sinne dieses Gesetzes sind Zeitungen und Zeitschriften, soweit sie in ständiger, wenn auch unregelmäßiger Folge und im Abstand von nicht mehr als sechs Monaten erscheinen.

(2)
Als periodische Druckwerke im Sinne dieses Gesetzes gelten - ohne Rücksicht auf die technische Form der Übermittlung - auch die vervielfältigten Mit​teilungen, die von presseredaktionellen Hilfsunternehmen (z. B. Nachrichten​agenturen, Materndienste, Pressekorrespondenzen) in ständiger Folge in Form von Beiträgen in Wort und Bild oder in ähnlicher Weise in ihren Bezieherkreis - vornehmlich an Zeitungen, Zeitschrift und Rundfunkanstalten - geliefert werden.

(3)
Verleger ist diejenige natürliche Person oder Personenmehrheit, die als Inhaber, geschäftsführender Gesellschafter oder in vergleichbarer Stellung die tatsächliche Leitung des Verlagsunternehmens oder des redaktionellen Hilfsunternehmens ausübt.

(4)
Herausgeber ist der Verleger oder diejenige natürliche Person oder Personen​mehrheit, der die Wahrnehmung der verlegerischen Rechte hinsichtlich der allgemeinen publizistischen Haltung und Zielsetzung des periodischen Druck​werks     übertragen worden ist.

(5)
Chefredakteur ist der Redakteur, der mit der Leitung der Redaktion des gesamten Textteils eines periodischen Druckwerks betraut ist.

(6)
Ressortleiter ist, wer für ein selbständiges Sachgebiet in der Redaktion verantwortlich ist.

(7)
Redakteur ist, wer als hauptberuflicher Angestellter oder arbeitnehmerähnlicher Journalist in Wort, Bild und/oder Gestaltung bei der Herstellung des Inhalts eines periodischen Druckwerks mitwirkt.

§ 30
Ordnungswidrigkeiten

(1)
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig


1.
der Offenlegungspflicht des § 8 zuwiderhandelt oder bei der Offenlegung wissentlich falsche Angaben macht;


2. 
als verantwortlicher Redakteur oder Verleger - beim Selbstverlag als Verfasser oder Herausgeber - der Impressumspflicht des § 6 zuwiderhandelt;


3.           jemanden zum verantwortlichen Redakteur bestellt, der nach § 7 nicht


als verantwortlicher Redakteur tätig sein oder beschäftigt werden    kann;
4.           als verantwortlicher Redakteur zeichnet, obwohl er nach § 7 Abs. 1 nicht als verantwortlicher Redakteur tätig sein oder beschäftigt werden kann;
5.           als Verleger entgegen § 9 eine Veröffentlichung gegen Entgelt nicht mit dem Wort "Anzeige" kenntlich macht oder kenntlich machen lässt oder gegen § 9 Abs. 3 verstößt;


6. 
eine Wahl zur Redakteursvertretung, die Einberufung der Redaktionsvollversammlung oder die Teilnahme an ihr behindert oder durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflusst;

7.     die Tätigkeit der Redaktionsversammlung, des paritätischen Aus-     schusses oder des neutralen Vorsitzenden behindert oder stört;


8. 
ein Mitglied oder Ersatzmitglied der Redakteursvertretung, des paritätischen Ausschusses oder den neutralen Vorsitzenden um seiner Tätigkeit willen benachteiligt oder begünstigt.


9.
als Verleger seinen Verpflichtungen aus § 23 Abs. 2 und Abs. 3 Sätze 1 und 2 zuwiderhandelt.

(2) 
Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 Nr. 1, Nr. 6 bis 9 (Verstöße gegen die Offenlegungspflicht sowie die Vorschriften über Innere Pressefreiheit) können mit einer Geldbuße bis zu einhunderttausend Deutsche Mark geahndet werden. Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 Nr. 2 bis 5 können mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet werden.
(3)
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (sachliche Zuständigkeit) ist die Bezirksregierung.
§ 31
Verjährung

(1) 
Die Verfolgung von Straftaten, die durch Veröffentlichungen oder Verbreitung von Druckwerken strafbaren Inhalts begangen werden, verjährt nach sechs Monaten.

(2)
Die Verfolgung der in § 30 genannten Ordnungswidrigkeiten verjährt in drei Monaten.

(3) 
Die Verjährung nach Abs. 1 und 2 beginnt mit der Veröffentlichung oder Verbreitung des Druckwerks. Wird das Druckwerk in Teilen veröffentlicht oder verbreitet, oder wird es neu aufgelegt, so beginnt die Verjährung erneut mit der Veröffentlichung oder Verbreitung der weiteren Teile oder Auflagen.

§ 32
Schlussbestimmungen

(1)
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

(2)
Gleichzeitig treten außer Kraft

a)
das Gesetz über die Presse (Pressegesetz) vom ....

b) 
(Ausführungsverordnung) c)
etc.

